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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 10009.) Geſetz, betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weſtfalen 
und in den Kreiſen Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg, Ruhrort 
und Mülheim a. d. Ruhr. Vom 2. Juli 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Weſtfalen und für die Kreiſe Rees, Effen (Land), Effen (Stadt), 
Duisburg, Ruhrort und Mülheim a. d. Ruhr, was folgt: 


SE 
Anerbengut im Sinne dieſes Geſetzes wird jedes in der Provinz Weſtfalen 
und in den Kreiſen Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg, Ruhrort 
und Mülheim g. d. Ruhr belegene Landgut durch Eintragung der Anerbenguts- 
eigenſchaft im Grundbuche. 


§. 2. 

Landgut iſt jede ihrem Hauptzwecke nach zum Betriebe der Land- oder 
Forſtwirthſchaft beſtimmte und zur ſelbſtändigen Nahrungsſtelle geeignete Be— 
ſitzung, welche mit einem, wenn auch räumlich von ihr getrennten Wohnhauſe 
verſehen iſt. 

Das Landgut beſteht aus den zu einem wirthſchaftlichen Ganzen verbundenen 
Grundſtücken des Eigenthümers. 


§. 3. 

Die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft im Grundbuche erfolgt auf 
Erſuchen des zuſtändigen Spezialkommiſſars. 

Die Anerbengutseigenſchaft wird auf dem Titelblatte eingetragen. Beſteht 
das Anerbengut aus mehreren im Grundbuche geſondert eingetragenen Grund- 
ſtücken, fo ift bei einem jeden die Zugehörigkeit zum Anerbengute im Grundbuche 
zu vermerken. 
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§. 4. 


Auf Antrag des Eigenthümers können dem Anerbengute andere Grund- 
ſtücke zugeſchrieben werden. Dieſe Grundſtücke erlangen durch die Zuſchreibung 
Anerbengutseigenſchaft, auch wenn ſie außerhalb des Geltungsbereiches dieſes 
Geſetzes belegen ſind. 

F. 5. 


Die Anerbengutseigenſchaft wird durch Löſchung im Grundbuche aufgehoben. 
Die Löſchung erfolgt auf Erſuchen des Spezialkommiſſars. 


§. 6. 

Die Anerbengutseigenſchaft von Theilen eines Landgutes erliſcht mit dem 
Uebergange des Eigenthums an dieſen Theilen auf einen anderen. Die Löſchung 
der Anerbengutseigenſchaft erfolgt in dieſem Falle bei der Eintragung des neuen 
Eigenthümers von Amtswegen. 


Werden Theile eines Anerbengutes ohne eine gleichzeitige Eigenthums⸗ 
veränderung von dem bisherigen Grundbuchblatt oder Artikel abgeſchrieben, ſo 
bleiben dieſe Theile Anerbengut und iſt die Anerbengutseigenſchaft auf das neue 
Blatt oder den neuen Artikel zu übertragen. 


. 

Von der Eintragung und von der Löſchung der Anerbengutseigenſchaft, 
von der die Anerbengutseigenſchaft begründenden Zuſchreibung (F. 4), ſowie von 
jeder Abſchreibung (F. 6) it den Betheiligten und dem Spezialkommiſſar un⸗ 
verzüglich Kenntniß zu geben. 

5 §. 8. 


Der Spezialkommiſſar hat die Eintragung und die Löſchung von Amts⸗ 
wegen nachzuſuchen. 

Bei Beſitzungen mit einem Grundſteuer-Reinertrage von weniger als 
60 Mark erfolgt die Prüfung, ob fie ein Landgut im Sinne des $. 2 darſtellen, 
nur auf Antrag des Eigenthümers. 

Die Eintragung iſt nachzuſuchen, wenn und inſoweit die Vorausſetzungen 
des §. 2 vorhanden find. 

Die Löſchung iſt nachzuſuchen, wenn und inſoweit die Grundſtücke, bei 
denen die Anerbengutseigenſchaft eingetragen ift, ein Landgut im Sinne des H. 2 
oder einen Theil eines ſolchen nicht mehr darſtellen. 


Send: 

Der Spezialkommiſſar hat, falls er eine Eintragung oder eine Löſchung 
nachzuſuchen beabſichtigt, den Eigenthümer zu hören. Beſtehen zwiſchen ihm und 
dem Eigenthümer Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet eine Kommiſſion (An⸗ 
erbenkommiſſion), welche aus dem Spezialkommiſſar als Vorſitzendem und zwei 
Sachverſtändigen als Beiſitzern beſteht. Die Sachverſtändigen werden von dem 
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Kreistage aus der Zahl derjenigen Perſonen gewählt, welche im Kreiſe mit einem 
den Erforderniſſen des §. 2 entfprechenden Landgute angeſeſſen find. Dem Be 
ſchluß der Anerbenkommiſſion iſt eine Begründung beizufügen. 

Gegen den Beſchluß der Anerbenkommiſſion, ob eine Eintragung oder eine 
Löſchung nachgeſucht werden ſoll oder nicht, ſteht dem Eigenthümer und dem 
Spezialkommiſſar binnen einer Nothfriſt von zwei Wochen, welche bei dem Eigen⸗ 
thümer mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, bei dem Spezialkommiſſar mit der 
Beſchlußfaſſung beginnt, die Beſchwerde an eine bei der Generalkommiſſion zu 
Münſter zu bildende Berufungskommiſſion zu, welche endgültig entſcheidet. Dieſe 
Kommiſſion beſteht aus zwei von dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten beſtellten Mitgliedern der Generalkommiſſion, von denen das eine 
den Vorſitz führt, und aus drei von der Landwirthſchaftskammer für die Provinz 
Weſtfalen gewählten Sachverſtändigen. 

Das Erſuchen um Eintragung oder um Löſchung iſt erſt nach Rechtskraft 
des Beſchluſſes zu ſtellen. 


$. 10. 

Der Spezialkommiſſar hat in Zwiſchenräumen von regelmäßig zehn Jahren 
zu prüfen, ob und inwieweit die Grundſtücke, bei denen die Anerbengutseigenſchaft 
eingetragen ift, ein Landgut im Sinne des H. 2 oder Theile eines ſolchen noch 
darſtellen, oder ob Grundſtücke, bei denen die Anerbengutseigenſchaft nicht ein- 
getragen iſt, die Eigenfchaft eines Landgutes im Sinne des $. 2 oder von Theilen 
eines ſolchen erlangt haben. Sofern der Spezialkommiſſar beabſichtigt, eine 
Eintragung oder eine Löſchung nachzuſuchen „findet das im H. 9 vorgeſehene Wer- 
fahren Anwendung. 


§. 11. 
Bei Landgütern, deren Wohnhaus in einem 
der Landgerichtsbezirke 

Bochum, 

Eſſen mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks Dorſten, 

Duisburg mit Ausſchluß der Amtsgerichtsbezirke Emmerich, Rees, 
Weſel und der zum Amtsgerichtsbezirke Dinslaken gehörigen 
Gemeindebezirke Bruchhauſen, Görſicker, Löhnen, Mehrum, Möllen 
und Vörde, 

der Amtsgerichtsbezirke 

Altena, Berleburg, Burbach, Dortmund, Hagen, Haspe, Hilchenbach, 
Hörde, Hohenlimburg, Iſerlohn, Kaſtrop, Laasphe, Lüdenſcheid, 
Meinertshagen, Menden, Plettenberg, Schwelm und Siegen, 

der Stadtbezirke - 

Brilon im Amtsgerichtsbezirke Brilon, Medebach, Winterberg und 
Hallenberg im Amtsgerichtsbezirke Medebach, 
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der Gemeindebezirke 


Berge, Braunshauſen, Dreislar, Hesborn, Lieſen, Medelon und 
Züſchen im Amtsgerichtsbezirke Medebach, 
Albaxen, Fürſtenau, Höxter, Lüchtringen und Stahle im Amtsgerichts— 
bezirke Hoxter, Steinheim und Lügde im Amtsgerichtsbezirke 
Steinheim 
belegen iſt, erfolgt die Eintragung und die Löſchung der Anerbengutseigenſchaft 
auf Antrag derjenigen, welche über das Landgut letziwillig verfügen können. 
Der Antrag kann auf die Eintragung oder auf die Löſchung von Theilen eines 
Landgutes beſchränkt werden. 

Die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft erfolgt nur, wenn nach Be— 
ſcheinigung des Spezialkommiſſars die Grundſtücke, bei denen die Eintragung 
bewirkt werden foll, ein Landgut im Sinne des §. 2 darſtellen. Die Löſchung 
der Anerbengutseigenſchaft von Theilen eines Landgutes erfolgt nur, wenn nach 
Beſcheinigung des Spezialkommiſſars die übrigen Theile ein Landgut im Sinne 
des . 2 darſtellen. Das Amtsgericht hat, wenn ihm von dem Antragſteller 
eine entſprechende Beſcheinigung des Spezialkommiſſars nicht vorgelegt iſt, dieſen 
um eine Aeußerung zu erſuchen. 

Der F. 7 findet inſoweit keine Anwendung, als darin eine Benachrichtigung 
des Spezialkommiſſars vorgeſchrieben iſt. N 
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Das Recht des Eigenthümers, über das Anerbengut unter Lebenden und 
von Todeswegen zu verfügen, wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Der Eintritt des Anerbenrechtes kann für den einzelnen Erbfall außer in 
der Form einer letztwilligen Verfügung durch eine öffentlich beglaubigte Erklärung 
derjenigen, welche über das Landgut letztwillig verfügen können, ausgeſchloſſen 
werden. Die Erklärung ift auf Verlangen der Betheiligten koſtenfrei zu den 
Grundakten zu nehmen. 


§. 13. 


Wenn zu einem Nachlaſſe ein Anerbengut gehört und der Erblaſſer von 
mehreren Perſonen beerbt wird, ſo fällt ohne Rückſicht auf den letzten Wohnſitz 
des Erblaſſers in Ermangelung einer entgegenſtehenden Verfügung von Todes⸗ 
wegen das Anerbengut als Theil der Erbſchaft kraft des Geſetzes einem Erben 
(dem Anerben) allein zu. 

Das Anerbenrecht gilt, unbeſchadet der Beſtimmungen des F. 20, nur für 
die Abkömmlinge und die Geſchwiſter des Erblaſſers ſowie deren Abkömmlinge. 
Es tritt nur ein, wenn der Anerbe zugleich Erbe des Erblaſſers iſt. 

Zum Nachlaſſe gehört im Sinne des Abſatzes 1 das Anerbengut nicht, 
wenn und inſoweit eine Nachlaßverbindlichkeit zur Veräußerung beſteht. 


ay age. 


$. 14. 

Die Reihenfolge, in welcher die Abkömmlinge des Erblaſſers zu Anerben 
berufen werden, richtet ſich, falls nicht letztwillig etwas Anderes beſtimmt iſt, 
nach folgenden Grundſätzen. 

Leibliche Kinder gehen den Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. 
Legitimirte Kinder ſtehen den ehelichen gleich. Ferner geht vor der ältere Sohn 
und in Ermangelung von Söhnen die ältere Tochter. 

An die Stelle eines verſtorbenen Kindes oder eines Kindes, welches die 
Erbſchaft ausgeſchlagen hat, treten deſſen Abkömmlinge nach den für die Kinder 
geltenden Grundſätzen. Die Abkömmlinge ſind erſt nach den Kindern des Erb— 
laſſers zu Anerben berufen. Sie gehen aber den in F. 16 bezeichneten Kindern 
des Erblaſſers vor. 

§. 15. 

Bei Anerbengütern, deren Wohnhaus in einem der Amtsgerichtsbezirke 
Bielefeld, Bünde, Delbrück, Gütersloh, Halle, Herford, Lübbecke, Oeynhauſen, 
Rhaden, Rheda, Rietberg, Tecklenburg, Vlotho und Wiedenbrück belegen iſt, 
geht der jüngere Sohn, und in Ermangelung von Söhnen die jüngere Tochter 
vor. Daſſelbe gilt für die Gemeindebezirke Eickhorſt, Eisbergen, Hausberge, 
Holzhauſen I, Koſtädt, Lohfeld und das Amt Dützen im Amtsgerichtsbezirke 
Minden, ſowie für die Gemeindebezirke Ibbenbüren Land, Brochterbeck, Mettingen 
und Rieſenbeck im Amtsgerichtsbezirke Ibbenbüren. 


GFL. 

Kinder, welche zur Zeit des Todes des Erblaſſers entmündigt find, ſowie 
Kinder, welche vor dem Tode des Erblaſſers eine rechtskräftige Verurtheilung zu 
Zuchthausſtrafe unter gleichzeitiger Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte er— 
litten haben, ſtehen den übrigen Miterben nach. 


Sala 
Gehören zu den Erben Geſchwiſter oder deren Abkömmlinge, fo finden die 
S$. 14 bis 16 entſprechende Anwendung. Vollbürtige Geſchwiſter und deren 
Abkömmlinge gehen den halbbürtigen und deren Abkömmlingen vor. 


§. 18. 

Der Anerbe erwirbt das Eigenthum des Anerbengutes mit dem Erwerbe 
der Erbſchaft. Jedoch ſteht es ihm frei, ohne die Erbſchaft auszuſchlagen, auf 
das Anerbenrecht zu verzichten. In ſolchem Falle geht dieſes auf den nächſten 
Anerbenberechtigten mit der Wirkung über, als ob derſelbe von vornherein der 
Anerbe geweſen wäre. 

§. 19. 

Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Annahme und 

Ausſchlagung der Erbſchaft finden auf das Anerbenrecht entſprechende Anwendung. 
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Die Friſt für den Verzicht auf das Anerbenrecht beginnt mit dem Zeit— 
punkte, in welchem der Anerbe von ſeiner Berufung zum Anerben Kenntniß 
erlangt. Iſt ein Erbe durch Verfügung von Todeswegen zum Anerben berufen, 
ſo beginnt die Friſt nicht vor der Verkündigung der Verfügung. 

Steht der zum Anerben Berufene unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, fo ift zum Verzicht auf das Anerbenrecht die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichtes erforderlich. 


§. 20. 

Wenn zu dem Geſammtgute einer aufgelöſten Gütergemeinſchaft ein An- 
erbengut gehört, ſo tritt der überlebende Ehegatte, falls er nach den Vorſchriften 
des allgemeinen Rechtes zur Uebernahme des Gutes berechtigt iſt und von dieſem 
Rechte Gebrauch macht, als Anerbe ein. In dieſem Falle erwirbt er das Eigen⸗ 
thum des Anerbengutes mit der Auseinanderſetzung und wenn er vorher in 
öffentlich beglaubigter Form gegenüber dem Nachlaßgerichte erklärt hat, daß er 
von ſeinem Uebernahmerechte Gebrauch mache, mit dem Zeitpunkte des Einganges 
der Erklärung bei dem Nachlaßgerichte. 

Der überlebende Ehegatte tritt nicht als Anerbe ein, wenn er bei Beendi⸗ 
gung der Gütergemeinſchaft entmündigt iſt oder vorher eine rechtskräftige Ver⸗ 
urtheilung zu Zuchthausſtrafe unter gleichzeitiger Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte erlitten hat, oder wenn die Anerbengutseigenſchaft auf ſeinen Antrag 
während fortgeſetzter allgemeiner Gütergemeinſchaft eingetragen iſt. d 


. 21. 


Iſt ein Ehegatte zur Uebernahme des zum Geſammtgute einer aufgelöſten 
Gütergemeinſchaft gehörigen Anerbengutes nicht berechtigt, oder macht er von 
einem Rechte zur Uebernahme keinen Gebrauch, fo treten die bei der Auseinander- 
ſetzung über das Geſammtgut betheiligten Abkömmlinge, Geſchwiſter und Ab- 
kömmlinge von Geſchwiſtern nach Maßgabe der Gf. 14 bis 17 als Anerben 
ein, es ift jedoch im Falle des §. 16 ſtatt der Zeit des Todes des Erblaſſers der 
Zeitpunkt der Beendigung der Gütergemeinſchaft maßgebend. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte erwirbt der Anerbe das Eigenthum des 
Anerbengutes, wenn ein zur Uebernahme des Gutes berechtigter Ehegatte nicht 
vorhanden iſt. Iſt ein ſolcher vorhanden, ſo erwirbt der Anerbe das Eigenthum 
mit der Auseinanderſetzung, ſofern nicht der Ehegatte vorher in öffentlich be— 
glaubigter Form gegenüber dem Nachlaßgerichte den Verzicht auf die Uebernahme 
des Gutes erklärt hat. In letzterem Falle findet die Beſtimmung des F. 20 
Abſatz 1 Satz 2 entſprechende Anwendung. 


§. 22. 
Zur Eintragung des Anerben als Eigenthümers im Grundbuche iſt die 
Einwilligung der übrigen bei der Auseinanderſetzung Betheiligten erforderlich. 
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Vor der Eintragung ift das Anerbengut der Zwangsvollſtreckung durch die 
Gläubiger des Anerben nicht unterworfen. 

Die Uebertragung des Anerbenrechtes durch Verfügung unter Lebenden, 
insbeſondere durch Erbſchaftskauf iſt unzuläſſig. 


§. 23. 

Soweit dieſes Geſetz nichts Anderes beſtimmt, erfolgt die Theilung des 
Nachlaſſes oder des Geſammtgutes unter die Betheiligten einſchließlich des Anerben 
nach dem allgemeinen Rechte. Nach dieſem Rechte richtet ſich auch die Haftung 
der Betheiligten für Nachlaß- und Geſammtgutsverbindlichkeiten. Der Anerbe 
haftet für dieſe Verbindlichkeiten auch mit dem Vermögen, welches er als Anerbe 
erhalten hat. 

§. 24. 

Im Sinne dieſes Geſetzes gehören zu dem Anerbengute: 

J) die mit dem Anerbengute oder mit Theilen des Gutes verbundenen 
Gerechtigkeiten; 

2) die auf dem Anerbengute vorhandenen Gebäude, Anlagen, Holzungen 
und Bäume; 

3) das Wirthſchafts-Inventar; es umfaßt: das auf dem Anerbengute 
vorhandene, für die Wirthſchaft erforderliche Vieh, Acker- und Haus— 
geräth einſchließlich des Leinenzeuges und der Betten, den vorhandenen 
Dünger und die für die Bewirthſchaftung bis zur nächſten Ernte 
dienenden Vorräthe an Früchten und ſonſtigen Erzeugniſſen. 


. 25. 


Der Anrechnungswerth des Anerbengutes wird nach folgenden Grundſätzen 
feſtgeſtellt: 

Das Anerbengut wird nach dem jährlichen nachhaltigen Reinertrage ge 
ſchätzt, den es durch Benutzung als Ganzes bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung 
und in dem bisherigen Kulturzuſtande gewährt. Die vorhandenen Gebäude und 
Anlagen find, inſoweit fie zur Wohnung und Bewirthſchaftung erforderlich find, 
nicht beſonders zu ſchätzen, ſonſt aber nach dem Werthe des Nutzens, welcher 
durch Vermiethung oder auf andere Weiſe daraus gezogen werden kann, zu ver 
anſchlagen. Letzteres gilt insbeſondere von Nebenwohnungen ſowie von Gebäuden 
und Anlagen, welche zu beſonderen Gewerbebetrieben beſtimmt ſind. Von dem 
ermittelten jährlichen Wirthſchaftsertrage ſind alle dauernd auf dem Anerbengute 
ruhenden Laſten und Abgaben nach ihrem muthmaßlichen jährlichen Betrage ab- 
zufegen. Laſten und Abgaben, auf welche die Ablöſungsgeſetze Anwendung finden, 
ſind dabei nach deren Vorſchriften in eine jährliche Geldrente umzurechnen. 
Wegen der das Anerbengut belaſtenden Hypotheken, Grundſchulden, Renten⸗ 
ſchulden und dauernden Renten mit Ausnahme derjenigen, welche auf Grund 

(Nr. 10009.) 


— 146 — 


der Ablöſungsgeſetze an die Stelle von Laſten und Abgaben getreten find, findet 
ein Abzug nicht ſtatt. 

Der übrig bleibende Theil des jährlichen Wirthſchaftsertrages wird mit 
dem 25 fachen zu Kapital gerechnet. 

Auf Verlangen eines Betheiligten find Anerbengüter, deren Gebäude nebft 
Hofraum einen größeren Verkaufswerth haben, als der übrige Grundbeſitz, ſowie 
die zu einem Anerbengute gehörigen Grundſtücke, welche innerhalb eines behördlich 
feſtgeſtellten Bebauungsplanes liegen, mit Ausnahme der Hofesſtelle, nach dem 
Verkaufswerthe zu ſchätzen. Das Gleiche gilt von Grundſtücken, deren Verkaufs— 
werth das Vierfache des Crtragswerthes überſteigt, weil fie Mineralien, deren 
Aufſuchung und Gewinnung den Vorſchriften des allgemeinen Berggeſetzes für 
die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 Geſetz-Samml. S. 705 ff.) nicht 
unterliegt, insbeſondere Erze, Kalkſteine, Schiefer, Strontianit, Thon enthalten. 

Von dem ſo ermittelten Kapitalwerthe, welchem der Werth des nach forſt— 
wirthſchaftlichen Grundſätzen überſtändigen Holzes hinzuzurechnen iſt, werden die 
auf dem Anerbengute haftenden vorübergehenden Laſten (Altentheile und dergleichen) 
mit einem ihrer wahrſcheinlichen Dauer entſprechenden Kapitale in Abzug gebracht. 
Tilgungsrenten werden nur inſoweit abgezogen, als ſie auf Grund der Ablöſungs⸗ 
geſetze an die Stelle von Laſten und Abgaben getreten ſind, und alsdann mit 
demjenigen Kapitalbetrage in Rechnung geſtellt, welcher durch die Rentenzahlungen 
noch zu tilgen iſt. 

Das ſich aus dieſer Berechnung ergebende Kapital bildet den Anrechnungs⸗ 
werth des Anerbengutes. 

Auf Anerbengüter, deren Wohnhaus im Landgerichtsbezirke Duisburg be⸗ 
legen iſt, finden vorſtehende Beſtimmungen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
der Reinertrag des Anerbengutes ohne Berückſichtigung des vorhandenen Wirth- 
ſchaftsinventars ermittelt, das letztere beſonders geſchätzt und ſein Werth dem 
gemäß Abſatz 3 kapitaliſirten Theile des Wirthſchaftsertrages hinzugerechnet wird. 


§. 26. 

Bei der Auseinanderſetzung ſind die Nachlaßverbindlichkeiten, ſoweit ſie allen 
Betheiligten zur Laſt fallen, einſchließlich der das Anerbengut belaſtenden Hypo— 
theken, Grundſchulden, Rentenſchulden und der nach F. 25 nicht in Abzug ge— 
brachten Renten auf das außer dem Anerbengute vorhandene Vermögen anzurechnen. 
Zu dieſem Zwecke ſind die dauernden Renten mit dem 25 fachen Betrage oder, 
wenn für den Fall ihrer Ablöſung auf Verlangen des Verpflichteten ein höherer 
Betrag vereinbart iſt, mit dieſem zu kapitaliſiren. Die Tilgungsrenten ſind mit 
den durch die Rentenzahlungen noch zu tilgenden Kapitalbeträgen, die Nenten- 
ſchulden mit der Ablöſungsſumme in Rechnung zu ſtellen. : 

Werden die hiernach in Anſatz zu bringenden Verbindlichkeiten durch das 
außer dem Anerbengute vorhandene Vermögen gedeckt, ſo erhält der Anerbe ein 
Drittheil, im Landgerichtsbezirke Duisburg ein Fünftheil, des Anrechnungswerthes 
als Voraus. ; 
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Werden fie durch dieſes Vermögen nicht gedeckt, fo ift der Mehrbetrag der 
Verbindlichkeiten von dem Anxechnungswerthe in Abzug zu bringen, und es erhält 
von dem verbleibenden Betrage der Anerbe ein Drittheil, im Landgerichtsbezirke 
Duisburg ein Fünftheil, als Voraus. 

In dieſem Falle iſt der Anerbe den anderen Betheiligten gegenüber ver— 
pflichtet, den vom Anrechnungswerthe in Abzug gebrachten Mehrbetrag der Ber- 
bindlichkeiten als Alleinſchuldner zu übernehmen und in Höhe eines gleichen 
Betrages die anderen Betheiligten von der Haftung für die Verbindlichkeiten zu 
befreien. Er iſt hierzu nicht verpflichtet, wenn und inſoweit Schulden auf dem 
Anerbengute laſten, neben welchen eine perſönliche Verbindlichkeit nicht beſteht. 


N 27. 

Auf die Auseinanderſetzung nach Beendigung einer Gütergemeinſchaft finden 
die Beſtimmungen des F. 26 mit folgender Maßgabe entſprechende Anwendung: 

Tritt ein Ehegatte als Anerbe ein, ſo erhält er keinen Voraus. 

Tritt ein anderer Betheiligter als Anerbe ein, ſo erfolgt die Auseinander— 
feßung in Anſehung des Geſammtgutes ohne Rückſicht auf den dem Anerben 
gebührenden Voraus. 

Fallen im Verhältniſſe der Betheiligten zu einander Geſammtgutsverbind— 
lichkeiten nur einem Theile zur Laſt, ſo iſt dieſer Theil verpflichtet, den anderen 
Theil inſoweit von der Haftung zu befreien, als die Verbindlichkeiten durch das 
außer dem Anerbengute vorhandene Vermögen nach vorgängigem Abzug der 
allen Betheiligten zur Laſt fallenden Geſammtgutsverbindlichkeiten nicht gedeckt 
werden. 

$. 28. 

Findet eine Ausgleichung ſtatt, ſo wird bei der Berechnung des Voraus 
der Werth der ſämmtlichen Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu bringen find, 
demjenigen Betrage des Anrechnungswerthes und des ſonſt vorhandenen Ver— 
mögens hinzugerechnet, welcher den Miterben, unter denen die Ausgleichung ſtatt⸗ 
findet, rechnungsmäßig zukommt. 

Hat der Anerbe durch die Zuwendung mehr erhalten, als ihm bei der 
Auseinanderſetzung ausſchließlich des Voraus zufallen würde, ſo verringert ſich 
der Voraus um einen entſprechenden Betrag. 

Ueberſteigt der Werth der Zuwendung denjenigen Betrag, welchen der 
Anerbe einſchließlich des Voraus bei der Auseinanderſetzung erhalten würde, und 
verweigert der Anerbe die Herauszahlung des Mehrbetrages, ſo gilt dieſe 
Weigerung als Verzicht auf das Anerbenrecht. Die Friſtbeſtimmung des F. 19 
findet keine Anwendung. 

N 

Die Abfindungen vom Anrechnungswerthe können nur in einer Geldrente 
(Abfindungsrente), die dem fünfundzwanzigſten Theile des Abfindungskapitals 
entſpricht, verlangt werden. Soweit jedoch die Abfindungen im Einzelnen den 
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Betrag von 100 Mark nicht überfteigen, können die Berechtigten Kapitalabfindung 
beanſpruchen. 

Die Abfindungsrente läuft von dem für die Auseinanderſetzung maßgebenden 
Zeitpunkte an und iſt mit Ablauf eines jeden Halbjahres ſeit dieſem Zeitpunkte 
zahlbar. 


$. 30. 


Der Anerbe und, ſofern die Rente im Grundbuche eingetragen iſt, auch 
der Eigenthümer des Anerbengutes ſind berechtigt, die Rente nach vorgängiger 
ſechsmonatlicher Kündigung durch Baarzahlung des Abfindungskapitales abzu⸗ 
löſen. Ebenſo kann der Rentenberechtigte nach vorgängiger ſechsmonatlicher 
Kündigung die Ablöſung der Rente verlangen. Die Zahlung muß in Ev 
mangelung einer anderweiten Einigung in ungetrennter Summe durch Baar 
zahlung erfolgen. 


Gash 

Wird von der Weſtfäliſchen Landſchaft oder von einer öffentlichen, mit 
Korporationsrechten verſehenen Grundkreditanſtalt dem Eigenthümer eines Anerben⸗ 
gutes zur Ablöſung einer im Grundbuche eingetragenen Abfindungsrente ein 
Tilgungsdarlehn gewährt, ſo kann die Hypothek für das Darlehn, ſoweit ſie das 
nach Maßgabe der Eintragung noch zu tilgende Abfindungskapital nicht überſteigt, 
bei Löſchung der Rente mit deren Range eingetragen werden. Die Zuſtimmung 
der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlich. 

Die Feſtſtellung weiterer Grundſätze über die Ablöſung der Abfindungs⸗ 
renten durch Vermittelung geeigneter Kreditanſtalten bleibt beſonderer Regelung 
vorbehalten. 


RER 

Wird das Anerbengut innerhalb 15 Jahren nach dem Uebergange des 
Eigenthums auf den Anerben veräußert, ſo hat der Anerbe den Betrag des 
Voraus (§. 26) nachträglich in die Erbmaſſe einzuwerfen. 

Veräußert der Anerbe innerhalb des gedachten Zeitraumes Theile des 
Anerbengutes, deren Geſammtkaufpreis höher iſt als der zwanzigſte Theil des 
Anrechnungswerthes, ſo hat er denjenigen Theil des Voraus, welcher dem auf 
die veräußerten Grundſtücke entfallenden Theile des Anrechnungswerthes entſpricht, 
nachträglich in die Erbmaſſe einzuwerfen, ſoweit nicht inzwiſchen gleichwerthige 
Grundſtücke dem Anerbengute zugeſchrieben find. 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn der Anerbe das An⸗ 
erbengut ganz oder theilweiſe an einen ihm gegenüber anerbenberechtigten Ver— 
wandten veräußert. Der Erwerber iſt jedoch in Gemäßheit der Abſätze 1 und 2 
den Voraus ganz oder theilweiſe einzuwerfen verpflichtet, wenn er das Anerben⸗ 
gut oder einen Theil deſſelben während des angegebenen Zeitraumes an einen 
Anderen, als einen ihm gegenüber anerbenberechtigten Verwandten weiter veräußert. 
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Wird das Anerbengut innerhalb 15 Jahren nach dem Uebergange des 
Eigenthums auf den Anerben verkauft, ſo ſteht den bei der Auseinanderſetzung 
betheiligt geweſenen Anerbenberechtigten, ſoweit ſie nicht auf das Anerbenrecht 
verzichtet haben, ein Vorkaufsrecht zu. 

Die Reihenfolge mehrerer Vorkaufsberechtigten regelt fich nach den SS. 14 
bis 17 und 21. 

Das Vorkaufsrecht beſchränkt ſich auf den Fall des Verkaufes durch den 
Anerben. Es findet auch ſtatt, wenn die Veräußerung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgt. Das Vorkaufsrecht kann nicht ausgeübt werden, wenn das 
Gut an einen dem Verkäufer gegenüber anerbenberechtigten Verwandten ver⸗ 
kauft wird. 

§. 34. 

Sind mehrere Anerbengüter vorhanden, ſo finden die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen mit folgender Maßgabe entſprechende Anwendung. 

Der überlebende Ehegatte tritt unter den Vorausſetzungen des §. 20 in 
Betreff ſämmtlicher Anerbengüter als Anerbe ein; im Uebrigen kann jeder Bee 
rechtigte in der Reihenfolge ſeiner Berufung zum Anerben je ein Anerbengut 
wählen. Sind mehr Anerbengüter als Berechtigte vorhanden, ſo wird die Wahl 
in derſelben Reihenfolge wiederholt. 

Der Mehrbetrag der Nachlaß⸗ oder Geſammtgutsverbindlichkeiten ($$. 26 
und 27) iſt auf die mehreren Anerbengüter nach Verhältniß der Anrechnungs⸗ 
werthe zu vertheilen. 

Der Anerbe erwirbt das Eigenthum des Anerbengutes mit der Auseinander- 
ſetzung, ſoweit er nicht in Betreff ſämmtlicher Anerbengüter Anerbe iſt. 


$. 35. 

Die Geſchwiſter des Anerben können ſtandesgemäßen Unterhalt auf dem 
Anerbengute gegen ſtandesgemäße, ihren Kräften entſprechende Mitarbeit von dem 
Anerben bis zu ihrer Großjährigkeit beanſpruchen. 

Dieſe Befugniß hört auf, wenn auf Verlangen der Berechtigten das Ab⸗ 
findungskapital oder Zinſen davon oder Abfindungsrenten gezahlt werden. 

Sind mehrere Anerben vorhanden, ſo haften dieſe als Geſammtſchuldner. 

Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn gemäß F. 20 der 
Ehegatte als Anerbe eintritt. 

§. 36. 

Wenn ein Ehegatte, welcher nicht in Gütergemeinſchaft gelebt hat, nach 
dem Tode des anderen Ehegatten auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden 
Anſprüche verzichtet und ſein Vermögen zur Erbmaſſe einwirft, ſo kann er 
von dem Anerben lebenslänglichen ſtandesgemäßen Unterhalt auf dem Anerben⸗ 
gute verlangen. Die Anſprüche, auf welche der Ehegatte verzichtet, das in die 
Erbmaſſe eingeworfene Vermögen und ſein Recht auf Unterhalt ſind bei der 
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Feſtſtellung des Anrechnungswerthes und der Abfindungen nach Maßgabe der 
Beſtimmungen der $$. 25 bis 27 zu berückſichtigen. 

Der Anſpruch des Ehegatten auf Unterhalt erliſcht mit ſeiner Wieder— 
verheirathung. In dieſem Falle kann der Ehegatte von dem Anerben die Zahlung 
eines dem Werthe des Anſpruches entſprechenden Kapitals, jedoch nie mehr als 
den Betrag feiner Zuwendungen an die Erbmaſſe, verlangen. 


Wek 

Die Betheiligten können verlangen, daß ihre Abfindungsrenten ($. 29), 
ihre Anſprüche auf den Voraus (F. 32) und auf Unterhalt ($$. 35 und 36) 
ſowie ihr Vorkaufsrecht ($. 33) im Grundbuche eingetragen werden, und zwar 
die Abfindungsrenten mit dem Range vor den übrigen Anſprüchen. 

Im Falle der Veräußerung des Anerbengutes kann der Anerbe die Löſchung 
des eingetragenen Rechtes auf Unterhalt beanſpruchen, ſofern er gleichzeitig für 
die Erfüllung feiner aus den $$. 35 und 36 fich ergebenden Verbindlichkeiten 
anderweite Sicherheit leiſtet. 

§. 38. 

Für die Berechnung des Pflichttheils derjenigen Betheiligten, welche nicht 
Anerben werden, iſt der Betrag ihres nach dieſem Geſetze zu ermittelnden Erb— 
theiles maßgebend; es iſt jedoch bei der Berechnung der dem Anerben . 
Voraus nicht zu berückſichtigen. 

Daſſelbe gilt von dem Antheile an dem Geſammtgut, welchen anni ge 
bei Eintritt oder Auflöſung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verlangen können. 


$. 39. 


Steht ein zu dem Geſammtgute einer Gütergemeinſchaft nicht gehörendes 
Anerbengut in dem für die Auseinanderſetzung maßgebenden Zeitpunkte im Eigen⸗ 
thume mehrerer Perſonen, ſo kommen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 
zur Anwendung, es ſei denn, daß der zum Anerben Berufene Miteigenthümer 
des Gutes war und in Folge des Anerbenxrechts Alleineigenthümer des Gutes wird. 


F. 40. 

Das Nachlaßgericht hat bei der Auseinanderſetzung auf eine gütliche Ber- 
einbarung der Betheiligten nach Maßgabe dieſes Geſetzes hinzuwirken. 

In dem Verfahren iſt der Anrechnungswerth zu beſtimmen. 

Die Beſtimmung erfolgt durch zwei Sachverſtändige, von denen der eine 
von dem Anerben, der andere von den übrigen Betheiligten zu wählen iſt. 
Wird ein Sachverſtändiger von dem Anerben oder von den übrigen Betheiligten 
nicht gewählt oder kommt unter den letzteren eine Einigung über die Perſon 
des Sachverſtändigen nicht zu Stande, fo wird der Sachverſtändige von dem 
Nachlaßgerichte ernannt. 


Ze 


Wird der Anrechnungswerth von den Sachverſtändigen verſchieden beſtimmt, 
ſo iſt von dem Nachlaßgerichte aus den Mitgliedern der Kreisvermittelungs— 
behörde ein Obmann zu beſtellen. 

Das Nachlaßgericht hat den von den Sachverſtändigen und, fofern ein 
Obmann beſtellt ift, den von dieſem beſtimmten Anrechnungswerth den ſämmt⸗ 
lichen Betheiligten ſchriftlich mitzutheilen. Auf die Mittheilung und auf das 
weitere Verfahren finden die Beſtimmungen des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 

Die Beſtimmung des Anrechnungswerthes kann ausnahmsweiſe unter— 
bleiben, wenn die Erfolgloſigkeit des Einigungsverſuches mit Beſtimmtheit vor 
auszuſehen iſt. 

SAL 

Die Beſtimmungen des F. 40 finden entſprechende Anwendung, wenn fich 
die Betheiligten über die fich aus den $$. 35 und 36 ergebenden Rechte und 
Verbindlichkeiten nicht einigen. Bei dem Einigungsverſuche iſt auf die Erhaltung 
der Leiſtungsfähigkeit des Anerbengutes bei gleichzeitiger angemeſſener Berück— 
ſichtigung der Bedürfniſſe des Unterhaltungsberechtigten hinzuwirken. 


§. 42. f 

Nachlaßgericht ift das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Wohnhaus des 
Anerbengutes belegen iſt. 

Sind mehrere in verſchiedenen Amtsgerichtsbezirken belegene Anerbengüter 
vorhanden, ſo erfolgt die Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichtes durch 
das Oberlandesgericht. 

F. 43. 

Die bei der Auseinanderſetzung Betheiligten können im Wege der Klage 
geltend machen, daß in Folge nachträglicher Veränderungen das Gut oder Theile 
deſſelben in dem für die Auseinanderſetzung maßgebenden Zeitpunkte den Er⸗ 
forderniſſen des §. 2 nicht mehr entſprochen haben und deshalb dem Anerben⸗ 
rechte nicht unterſtehen. Die Klage kann nur auf ſolche Veränderungen geſtützt 
werden, welche ſeit der Eintragung der Anerbengutseigenſchaft und im Falle des 
§. 10, ſoweit eine Eintragung der Anerbengutseigenſchaft nicht erfolgt, ſeit Rechts— 
kraft des Beſchluſſes oder, wenn ein Beſchluß nicht gefaßt iſt, ſeit dem Anhörungs— 
termine eingetreten ſind. 

Der Klage iſt eine gutachtliche Aeußerung des Spezialkommiſſars beizufügen. 


F. 44. 

Für das gerichtliche Verfahren bei den nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
erfolgenden Auseinanderſetzungen regeln ſich die Koſtenſätze nach dem geltenden 
Rechte. Die Auseinanderſetzungen ſind ſtempelfrei. 

Die Eintragung und die Löſchung der Anerbengutseigenſchaft ſowie die 
Uebertragung der auf mehreren Grundbuchblättern eingetragenen einzelnen Theile 
eines Anerbengutes auf ein Grundbuchblatt erfolgen koſtenfrei. 
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§. 45. 

Die zur Beſtimmung der Zuſtändigkeit der Spezialkommiſſare, zur Bildung 
der Anerbenkommiſſionen, ſowie der Berufungskommiſſionen und zum Erlaſſe von 
Geſchäftsanweiſungen für dieſe Kommiſſionen erforderlichen Vorſchriften ſind vom 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten zu treffen. 

Im Uebrigen finden auf das Verfahren und das Koſtenweſen bei Mus- 
führung der GY. 8 bis 11, 43 und 48 durch die Auseinanderſetzungsbehörden, 
die Anerbenkommiſſionen und die Berufungskommiſſionen die für Gemeinheits- 
theilungen geltenden Vorſchriften mit folgenden Maßgaben entſprechende An— 
wendung: 

Die Entſcheidung der Berufungskommiſſion erfolgt auf Grund mündlicher 
Verhandlung. 

Das Verfahren erſter Inſtanz nach §. 8 Abſatz 1, 3 und 4, SS. 9, 10 
und 48, die Prüfung auf Grund eines gemäß F. 8 Abſatz 2 geſtellten Antrages, 
falls die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft erfolgt, ſowie das Verfahren, auf 
Grund deſſen eine Beſcheinigung gemäß F. 11 ausgeſtellt wird, ſind koſtenfrei. 

Für die Prüfung auf Grund eines gemäß $. 8 Abſatz 2 geſtellten Antrages, 
falls die Eintragung der Anerbengutseigenſchaft nicht erfolgt, für das Verfahren 
gemäß §. 11, falls die beantragte Beſcheinigung nicht ausgeſtellt wird, ſowie für 
die Abgabe einer gutachtlichen Aeußerung nach F. 43 iſt ein Pauſchquantum nach 
Maßgabe der wirklich erwachſenen Koſten zu erheben. Das Gleiche gilt für das 
von einem Eigenthümer beantragte Verfahren zweiter Inſtanz nach §§. 9 und 10; 
die Koſten bleiben jedoch infoweit außer Anſatz, als der Beſchwerde ſtattgegeben 
wird. Hat der Spezialkommiſſar die Beſchwerde erhoben, fo iſt das Verfahren 
koſtenfrei. 

F. 46. 

Auf Fideikommiſſe, Lehen⸗ und Stammgüter ſowie auf Anerbengüter im 
Sinne des Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Renten⸗ und Anſiedelungs⸗ 
gütern, vom 8. Juni 1896 GGeſetz-Samml. S. 124), finden die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes keine Anwendung. 

Bei denjenigen Landgütern, welche ſich nicht im Eigenthume einer natür⸗ 
lichen Perſon befinden, unterbleibt die Eintragung der Anerbengutseigenfchaft, 


Ar. 
Dieſes Geſetz findet auch auf diejenigen Fälle Anwendung, in denen cin 
Anerbengut zu dem Geſammtgute einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört, 
welche bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſchon beſtanden hat, 


F. 48. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. 


Die in den §§. 1 bis 9 und 11 enthaltenen Beſtimmungen treten fofort 
in Kraft. 
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Die Landgüterordnung für die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, 
Effen (Cand), Eſſen (Stadt), Duisburg und Mülheim a. d. Ruhr vom 30. April 
1882 Geſetz⸗Samml. S. 255) tritt am 1. Januar 1900 außer Kraft. 

Neue Eintragungen in der Landgüterrolle dürfen nach dem 1. Juli 1899 
nicht mehr erfolgen. 

Bei denjenigen Grundſtücken, welche am 1. Juli 1899 in der Landgüter⸗ 
rolle eingetragen find und den Erforderniſſen des §. 2 entſprechen, hat der 
Spezialkommiſſar bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes um die Eintragung der 
Anerbengutseigenſchaft im Grundbuche zu erſuchen. Aendert ſich hierdurch die 
Reihenfolge, in welcher die Betheiligten zu Anerben berufen werden, ſo iſt der 
Eigenthümer bei Benachrichtigung von der Eintragung der Anerbengutseigenſchaft 
auf dieſe Aenderung hinzuweiſen. 
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